
Mittwoch, 10. Januar 2018, Nr. 8

I
nternationale Solidarität muss sich heute 
infolge einer von Kriegen, Verelendung 
und Umweltbedingungen erzwungenen 
Migration nicht mehr nur am Erfolg 
einer Informierung und Mobilisierung 

hier lebender Menschen für Ereignisse anders-
wo messen lassen, sondern auch daran, was sie 
für Menschen tut, die herkommen mussten, um 
ihrer unerträglichen Situation zu entfliehen.

Die Unterbringung von Geflohenen und 
Vertriebenen hat Auswirkungen auf diejeni-
gen Menschen, die schon früher hergekom-
men sind oder schon immer hier leben, egal 
welcher Nationalität oder welchen Ursprungs 
sie sind, mit denen dann fortan der ohnehin 
schon knappe Wohnraum, prekäre Arbeits-
plätze, Bildungschancen oder eine miserable 
Gesundheitsversorgung zu teilen sind. Das ist 
durchaus gewollt, wird zumindest billigend 
in Kauf genommen und führt 
auch zur Vertiefung von Res-
sentiments. In kaum einer Stadt 
werden Flüchtlingsunterkünfte 
in die Viertel Wohlhabender ge-
setzt. Und wenn doch, so sind 
die einheimischen Nachbarn 
immer noch nicht jenem Druck 
auf dem Wohnungsmarkt oder 
dem Arbeitsmarkt ausgesetzt, 
den die Arbeiterklasse in die-
sem Land erstens grundsätzlich 
und zweitens in vielen Städten 
verschärft wahrnimmt. Hierher 
geflohene Menschen werden als 
Lohndrücker missbraucht. Ange-
la Merkel hatte mit ihrem »Wir 
schaffen das« kaum die Mittelschichten und 
schon gar nicht die Besitzenden gemeint. »Wir 
schaffen das« bedeutete von Anfang an, dass 
die Arbeiterklasse den Gürtel enger zu schnal-
len habe.

Internationale Solidarität muss daher heute 
auch hierzulande geübt werden. »Unsere Will-
kommenskultur heißt, gemeinsam zu kämpfen«, 
formulierte die Deutsche Kommunistische Par-
tei 2015 ihren Ansatz. Sie reagierte damit auf die 
Konkurrenzsituation zwischen denen, die kom-
men und denen, die schon hier waren. Ein koor-
dinierter Kampf für die gemeinsamen Interessen 
der Menschen mit und ohne Arbeit, der Men-
schen mit und ohne deutschen Pass, wird am 
ehesten allen eine Verbesserung ihrer Situation 
bringen. Dazu gehören Investitionen in sozia-
len Wohnungsbau, in das Gesundheitswesen, in 
Schulen; dafür müssen Hunderttausende Stellen 
im Kranken- und Pflegebereich, im Baugewerbe 

und im Bildungswesen geschaffen werden. Der 
Mindestlohn muss erhöht, der Rüstungsetat zu-
sammengestrichen werden.

Die Verantwortlichen benennen
Kriege, Verelendung, vom Menschen verschuldete 
Umweltkatastrophen – die Analyse der Fluchtursa-
chen ist immer eine, die die Verantwortung des die 
Menschen und die Natur beherrschenden Wirt-
schaftssystems nicht ausklammern darf. Wer nicht 
verinnerlicht, dass der Kapitalismus den Krieg in 
sich trägt wie die Wolke den Regen, wie es der fran-
zösische Sozialist Jean Jaurès formuliert hatte, der 
wird zwar noch einen Zusammenhang zwischen 
Krieg und Flucht herstellen können, aber bei der 
Bekämpfung der Fluchtursachen scheitern, wenn er 
den Kapitalismus nicht bekämpfen will. Wer zwar 
einerseits davon überzeugt ist, dass zum Beispiel die 

Fischerflotten von EU-Staaten vor af-
rikanischen Küsten für die Zerstörung 
der örtlichen Fischerei verantwortlich 
sind oder dass EU-Billigexporte in 
abhängige Staaten die dortige Öko-
nomie schleifen, aber andererseits die 
imperialistische Europäische Union 
weder als solche analysiert noch ent-
sprechend bekämpft, der dringt auch 
in diesem Fall nicht zum Kern des 
Problems vor. Und wem klar ist, dass 
nicht wenige der Umweltereignisse 
auf den Klimawandel zurückzuführen 
sind, dann aber das Privateigentum 
an den Produktionsmitteln und die 
nationalen und internationalen Mono-
pole nicht angreifen will, lässt die-

jenigen, die den Auswirkungen des Klimawandels 
nur wenig ökonomisches Potential entgegensetzen 
können, im Stich.

Der Kapitalismus und damit einhergehend der 
Imperialismus hat diese Prozesse schon immer be-
fördert, aber im 21. Jahrhundert scheinen sich die 
negativen Auswirkungen zu potenzieren, noch ver-
stärkt durch eine Zunahme der weltweiten Bevölke-
rung. Eine solidarische Linke muss also zuallererst 
den Kampf gegen den Kapitalismus führen – oder 
sie ist keine Linke. Und sie muss benennen, was 
denn auf den Kapitalismus folgen soll. Für Kom-
munistinnen und Kommunisten ist das der Sozia-
lismus. Uneindeutige Begriffe wie »solidarische 
Gesellschaft«, »nachkapitalistische Ordnung« oder 
»Wirtschaftsdemokratie« zeugen von einer gewis-
sen Furcht, sich zu bekennen, was bei manchen der 
linken Aktivisten damit zu tun haben mag, dass 
sie die Art und Weise kritisieren, wie der Sozia-
lismus im 20. Jahrhundert aufzubauen versucht 

wurde. Aber es hat vor allem mit der Idee zu tun, 
man müsse nur irgendwelche »Auswüchse« oder 
»Fehlentwicklungen des spekulativen Finanzkapi-
talismus« beseitigen, und schon sei alles wieder so 
friedlich-freundlich wie im westdeutschen »rhei-
nischen Kapitalismus« der Adenauer-Zeit, der ja 
inzwischen manchen als Modell dient, die von sich 
sagen, sie seien Linke. Allein gegen vermeintliche 
Erscheinungsformen des Kapitalismus zu kämpfen, 
heißt entweder in ihm einen grundsätzlich guten 
Kern zu sehen oder Illusionen zu verbreiten.

Nicht antikapitalistisch zu handeln schmälert 
natürlich nicht notwendigerweise das Potential 
für eine solidarische Praxis, aber klassenneutra-
les Agieren behindert zum einen die Bemühungen 
um Nächstenliebe und verlängert zum anderen der 
Klassengesellschaft das Leben. Das unterscheidet 
im übrigen den Begriff der »internationalen Soli-
darität« vom Internationalismus, dem als Basis die 
Klassensolidarität zugrunde liegt, weshalb  – der 
Form nach unmodern, dem Inhalt nach zutiefst 
aktuell – früher vom »proletarischen Internationa-
lismus« gesprochen wurde.

Internationalistische Hilfe
»Die internationale Solidarität ist kein Akt der 
Barmherzigkeit: Sie ist ein Akt der Einheit von 
Verbündeten, die in unterschiedlichen Gebieten 
für die Erfüllung desselben Ziels kämpfen. Das 
allererste dieser Ziele ist es, die Entwicklung der 
Menschheit auf das höchstmögliche Niveau zu 
befördern«, sagte der ehemalige Präsident Mo-
çambiques, Samora Machel.

Moçambique und andere Staaten des südlichen 
Afrikas haben den Internationalismus Kubas er-
fahren, der mithalf, sie in die Unabhängigkeit 
zu führen. Die veränderte Weltlage führte beim 
selbst immer noch finanziell und wirtschaftlich 
blockierten Kuba zu veränderten Formen inter-
nationalistischer Hilfe wie der medizinischen 
Programme, aber sie blieb internationalistisch. 
Solcher Hilfe liegt das Motto zugrunde: »Soli-
darität bedeutet nicht zu geben, was man übrig 
hat – sie bedeutet zu teilen, was man hat.«

Diese staatlichen Möglichkeiten haben ein-
zelne Linke nicht, oft auch nicht solche, die in 
Parteien zusammengeschlossen sind. Und wer 
würde tatsächlich alles teilen können, was er 
oder sie hat? Hiesige Solidaritätsarbeit kann 
meist nicht über Sammlungen von Geld oder 
Informationsveranstaltungen hinausgehen, was 
den Zustand und die Möglichkeiten der Linken 
in einem der höchstentwickelten imperialisti-
schen Länder entsprechend beschreibt.

Aber über karitative und informierende Maß-
nahmen hinaus können und müssen Linke die 
Dinge wenigstens benennen, wie sie sind, und 
aus dieser Analyse heraus an den richtigen Stel-
len Widerstand entwickeln. Dazu gehört auch, 
die Gründe anzuführen, die Menschen in die 
Flucht treiben. Fluchtverursacher Nummer eins 
sind die Kriege der NATO-Staaten, und da-
zu gehören die Rüstungsgeschäfte, bei denen 
Deutschland immer ganz vorn dabei ist. Des-
halb sollten auch antiimperialistische Positio-
nen in die Friedensbewegung hineingebracht 
werden.

Und es geht darum zu wissen, welche Partner, 
und sei es auf Zeit, auf dem schwierigen Weg 
hilfreich sind. Das Beispiel Syrien hat gezeigt, 
wohin die Unterstützung des »Islamischen Staa-
tes« durch imperialistische Mächte geführt hat. 
Am Ende hat das einzige Land, das von der 
syrischen Regierung für ein Eingreifen autori-
siert wurde, für eine Rückkehr von mehreren 
Hunderttausend Flüchtlingen gesorgt, nachdem 
Aleppo vom IS befreit war. Das militärische 
Eingreifen der Russischen Föderation war eine 
Verteidigung des Rechts auf Selbstbestimmung, 
territoriale Integrität und Nichteinmischung. 
Diese Prinzipien sind die wichtigste Bastion 
gegen kapitalistische Kriege um Rohstoffe, re-
gionale Neuordnung und Umzingelung künfti-
ger militärischer Gegner, wie es die Russische 
Föderation und die Volksrepublik China sind. 
Deshalb ist die Verteidigung der Vereinten Na-
tionen und ihrer Grundsätze ein wirksames Mit-
tel gegen Flucht und Vertreibung. Und damit ein 
Akt der internationalen Solidarität.

12 THEMA

Fluchtursache 
Kapitalismus

Einander fremd. Von der Polizei eskortierte Migranten am 20. Oktober 2015 in der Gemeinde Wegscheid bei Passau
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Soziale Frage und Flüchtlingselend. Internationale 
Solidarität muss in diesen Zeiten auch im eigenen 
Land geübt werden und bedeutet, gemeinsam zu 
kämpfen. Von Günter Pohl

Die neokolonialen Kriege des Westens hinterließen seit 1990 Millionen Tote und machten Dut-
zende Millionen Menschen zu Flüchtlingen. Die Migranten aber kommen in Gesellschaften, in 
denen verschärfte Konkurrenz unter Lohnabhängigen und Entsolidarisierung zu den wichtigsten 
Waffen im Klassenkampf von oben geworden sind. Der Aufstieg rassistischer und neofaschisti-
scher Organisationen, die demagogisch die wachsende Unzufriedenheit in der Bevölkerung auf-
greifen, begleitet diese Entwicklung wie schon in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts.

Auf der anderen Seite wird innerhalb der Linken um internationalistische und solidarische 
Positionen gerungen. Die längst wieder akute soziale Frage steht dabei oft nicht im Mittelpunkt 
von Debatten. Rückt der Kampf gegen die westlichen Kriege, die eine Hauptursache der Flucht-
bewegungen sind, in den Hintergrund? Über diese und andere Fragen werden am kommenden 
Sonnabend die Teilnehmer des Podiumsgesprächs auf der XXIII. Internationalen Rosa-Luxem-
burg-Konferenz der jungen Welt diskutieren. Wir stellen auf diesen Seiten in der heutigen und 
morgigen Ausgabe die Positionen der vier Diskutanten vor.  (jW)

Günter Pohl ist Sekretär für 
Internationales im Partei-

vorstand der DKP
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D
ie AfD hat die Koordinaten der 
Republik nach rechts verscho-
ben: Die immer neuen Asyl-
rechtsverschärfungen sind ein 
Ausdruck davon. Die Grünen 

waren bereit, für die Regierungsbeteiligung so-
gar eine Obergrenze, genannt »atmender Rah-
men«, zu akzeptieren. Der Tübinger Oberbür-
germeister Boris Palmer von Bündnis 90/Die 
Grünen bedient rassistische Stimmungen, in-
dem er angebliche Flüchtlinge beim Schwarz-
fahren fotografiert. Außenminister Sigmar 
Gabriel fabuliert, Klimaschutz, Gleichstellung 
oder Datensicherheit seien Themen der »Post-
moderne«. Die Sozialdemokratie müsse sich 
jetzt auch solchen wie »Leitkultur« oder »Hei-
mat« zuwenden. 

Diese Debatte macht vor der Partei Die Lin-
ke nicht halt: Oskar Lafontaine, ihr früherer 
Vorsitzender, meint, die Forderung aus dem 
Parteiprogramm nach »offenen Grenzen« sei 
eine des Neoliberalismus. Seine Partei betreibe 
damit einen »Nationalhumanismus«, weil sie 

die Flüchtlinge außerhalb der deutschen Gren-
zen nicht beachte. Ihre Flüchtlingspolitik sei 
»genauso falsch wie die der anderen Parteien«, 
sagte er Ende Dezember im Interview mit der 
Neuen Osnabrücker Zeitung. 

Grenzenlose Solidarität
Zwar ist die Ideologie des Neoliberalismus die 
der »Freiheit«. Diese gilt aber nur für die, die sich 
das leisten können. Sie gilt für den Warenverkehr, 
der für die Staaten des globalen Südens nicht viel 
mehr als die alte kolonialistische Ausbeutung 
bedeutet. Kurz: Die Freiheit gilt für das Kapital. 
Für die Nichtbesitzenden, die »Working poor« 
der Welt, sind dieser Freiheit Schranken gesetzt – 
durch den Mangel an Kapital oder brutal durch 
das Grenzregime an den Rändern der kapitalisti-
schen Zentren. Das Gerede »Wir können ja nicht 
alle aufnehmen« zeugt von einem etatistischen 
Politikverständnis. Die Linke ist eben nicht in 
der Situation, entscheiden zu müssen, wer rein 
darf und wer draußen zu bleiben hat. Linkssein 

heißt heute, sich dieser inhumanen Logik zu ent-
ziehen, sich auf die Seite all derer zu stellen, die 
Beherrschte eines sich weiter brutalisierenden 
Systems sind. Deswegen ist die grenzenlose So-
lidarität die Stärke und nicht die Schwäche linker 
Bewegungen, zumal in einer Zeit, in der das Ka-
pital längst global agiert. 

Was also wäre den Erzählungen von rechts, 
dem gesellschaftlichen Rollback entgegenzuset-
zen? Es wäre eine linke Erzählung von Solida-
rität, von einer Gesellschaft, die Freiheit und 
Gleichheit miteinander verbindet. Das klingt 
theoretisch, ist aber letztlich sehr konkret: Zwar 
ist der rechte Diskurs in der modernen Aufmerk-
samkeitsökonomie der Medien enorm präsent. 
Doch sind es Millionen Menschen, die in den 
sozialen Netzwerken, in den Vereinen und Ver-
bänden, in Bündnissen und Gewerkschaften und 
nicht zuletzt in der Linkspartei der Rechtsent-
wicklung etwas entgegensetzen. 

Wenn von einer »Sammlungsbewegung« die 
Rede ist, sollte darunter nicht das Phantasma 
einer »linken Volkspartei« verstanden werden. 
Das hieße, dem Irrglauben aufsitzen, Bewegun-
gen wären etwas, was von oben in Gang gesetzt 
werden könnte. Im Zweifelsfall wäre das Ergebnis 
nicht mehr als ein autoritärer Wahlverein. Für die 
Linkspartei müsste eine Sammlungsbewegung 
vielmehr bedeuten, sich noch stärker zu öffnen, 
offensiver die eigenen Zukunfts-
vorstellungen in die Öffentlichkeit 
zu tragen, mit dem Mut zu sagen, 
dass es in letzter Konsequenz eben 
um eine ganz andere Gesellschaft 
geht, jenseits des Kapitalismus. 
Die Partei müsste sich als organi-
sierendes Zentrum innerhalb der 
gesamten Linken betrachten, die 
gesellschaftliche Gegenmacht bün-
delt und in die Parlamente trägt. 
In der aktuellen Debatte sind da-
zu zwei Fragen zu klären: In den 
Wahlauswertungen des letzten Jah-
res war die Rede davon, die Milieus 
der Wählerinnen und Wähler der 
Linkspartei hätten sich verändert. 
Weniger Arbeiterinnen und Arbei-
ter, sondern mehr Menschen aus 
urbanen, modernen Milieus hätten 
sie gewählt. Wer so interpretiert, fällt auf die 
Verfechter des Neoliberalismus herein, der die 
Parzellierung der Gesellschaft perfektioniert hat. 
Sicher nimmt sich die selbständige »Crowdwor-
kerin«, die 60 Stunden in der Woche auf sich 
gestellt am Laptop arbeitet, nicht unbedingt als 
Teil der »Arbeiterklasse« wahr. Auch Pflegekräf-
te sehen sich, nach ihrem Status befragt, eher als 
»Angestellte«, nicht als »Arbeiter«. Auch darin 
manifestiert sich die Spaltung der Gesellschaft. 

Das Verbindende aufzeigen
Aufgabe linker Politik müsste sein, das Verbin-
dende der Milieus aufzuzeigen, ohne deren Ver-
schiedenheiten zu negieren. Das Gemeinsame: 
Keiner gehört zur Seite des Kapitals, keiner ver-
fügt über die Produktionsmittel, alle sind in der 
ein oder anderen Weise von Lohnzahlungen oder 
Sozialleistungen abhängig, kurz: Sie befinden 

sich nicht auf der Seite der Herrschaft im Kapi-
talismus. Damit haben sie etwas gemeinsam mit 
der großen Mehrheit der Menschheit, ob in den 
kapitalistischen Zentren oder in der Peripherie. 
Sich dieses Bewusstsein wieder zu erarbeiten 
und es öffentlich zu vertreten, ist sicher nicht 
einfach angesichts der jahrzehntelang eingetrich-
terten neoliberalen Ideologie. Es sollte aber Aus-
gangspunkt jeder Frage nach politischer Organi-
sierung sein. 

Die zweite Frage ist die nach den Politik-
feldern. Rechte agitieren gegen Geschlechterge-
rechtigkeit, den Kampf gegen den Klimawandel, 
Antirassismus und Solidarität mit den Flüchtlin-
gen. Eine linke Politik, die in Haupt- und Neben-
widerspruch denkt, ist in gewisser Weise emp-
fänglich für deren reaktionäre Argumentationen, 
wie sich an Gabriel und Lafontaine zeigt: Zentral 
seien allein Lohnpolitik und die klassische »In-
dustriearbeiterschaft«, die anderen Themen seien 
im besten Fall Beiwerk, im schlimmsten Aus-
druck von »Postmoderne« oder Neoliberalismus. 

Dem entgegen müsste linke Politik bedeuten, 
jeden emanzipatorischen Aufruhr gegen Herr-
schaft, jede subversive Aktion zu unterstützen, 
die der Erkenntnis dient, dass diese Gesellschaft 
zum Besseren zu verändern ist, dass ein Leben 
jenseits kapitalistischer Wertvergesellschaftung 
erstrebenswert ist: Die Kämpfe um Klimagerech-

tigkeit, ob sie in Peru oder Indone-
sien oder im Hambacher Forst bei 
Köln ausgetragen werden, tragen 
in sich den Kern der Systemverän-
derung: Dass es so nicht weitergeht 
mit dem ungebremsten Wachstum, 
mit der absoluten Dominanz der 
Profitlogik, dass nur internationa-
le Solidarität und entschiedenes 
Handeln dazu führen, dass diese 
Menschheitsfrage positiv entschie-
den werden kann; dass längst mehr 
Menschen vor den Folgen des Kli-
mawandels fliehen  – das alles er-
weitert in notwendiger Weise den 
Diskurs zur Flüchtlingspolitik. Hier 
ist längst deutlich, dass Menschen 
nicht allein vor individueller Ver-
folgung flüchten, sie verlassen ihre 
Heimat aufgrund von Hunger in 

Folge der globalen Erwärmung und einer Export-
politik, an denen auch deutsche Konzerne und der 
deutsche Staat einen erheblichen Anteil haben, 
sie fliehen vor Bürgerkriegen und vor unhaltba-
ren Zuständen. Solidarität mit den Flüchtlingen 
bedeutet, sich gegen all diese Fluchtursachen zu 
wenden. Deutsche Wirtschaftsinteressen werden 
global abgesichert durch Auslandseinsätze, durch 
Waffenlieferungen in die Kriege dieser Welt. 
Wenn sich in Deutschland die Schere zwischen 
arm und reich weiter öffnet, so geschieht das 
global in unermesslicher, nie dagewesener Form. 
Dabei besitzen acht Männer soviel Geld wie 
3,6 Milliarden Menschen. Frauen erledigen zwar 
laut UNO zwei Drittel der weltweiten Arbeit, 
beziehen aber nur zehn Prozent des globalen Ein-
kommens und verfügen nur über ein Prozent des 
gesamten Eigentums. Die Ungleichheit zwischen 
Männern und Frauen zeigt sich global noch bru-
taler als auf nationaler Ebene, auch von den Fol-
gen des Klimawandels sind Frauen und Mädchen 
stärker betroffen als Männer. 

Deutlich wird: Die Fixierung allein auf eines 
dieser Themen hieße, auf eine Vielzahl an An-
knüpfungspunkten für linke Politik zu verzich-
ten. Dagegen muss eine emanzipatorische Klas-
senpolitik in der Lage sein, all diese Ansätze für 
widerständige Theorie und Praxis miteinander zu 
verbinden: Antifaschistische und antirassistische 
Politik gehören genauso dazu wie Antimilitaris-
mus und Friedenspolitik, wie der Kampf gegen 
die Kohleverstromung und für Klimagerechtig-
keit, wie die Kämpfe um gute Arbeit und gute 
Löhne, gegen das Sanktionsregime von Hartz IV 
und für die Achtung der Menschenwürde sowie 
für eine queer-feministische Politik. Linke Praxis 
bedeutet, das Gemeinsame dieser Bewegungen 
gegen die Herrschaft herauszuarbeiten, ohne die 
Notwendigkeit des Handelns in diesen Bereichen 
in Frage zu stellen. Unabdingbare Voraussetzung 
dafür ist, dass diese Kämpfe nicht allein im 
nationalen Rahmen ausgefochten werden, son-
dern ebenso auf europäischer Ebene und in allen 
Teilen der Welt. Deshalb ist, nein, muss interna-
tionale Solidarität Ausgangs- und Endpunkt jeder 
linken Politik sein. 
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Den Aufruhr 
fördern
Über Voraussetzungen und Ziele linker Politik. 
Anmerkungen zur Debatte über die notwendigen 
Reaktionen auf den gesellschaftlichen Rechtsruck.  
Von Lorenz Gösta Beutin

Lorenz Gösta Beutin ist 
Mitglied der Fraktion von 
Die Linke im Bundestag 

und dort zuständig für den 
Bereich der Klima- und 

Energiepolitik
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